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Studie über Gemeinde-Exekutiven 

«Luzern und Zug sind anders» 

Von Jürg Auf der Maur

In der Zentralschweiz haben die politischen Parteien noch lange nicht ausgedient. Zu diesem Befund kommt eine unveröffentlichte Studie über Gemeinderäte in der Schweiz. 

Sie widmen einen grossen Teil ihrer Arbeits- und Freizeit der Allgemeinheit, und trotzdem wird ihre Arbeit oft nur wenig anerkannt. Das Los der Gemeinderäte und Gemeinderätinnen ist häufig nicht einfach, entsprechend haben die Gemeinden immer mehr Mühe, die Ämter zu besetzen.

Die Gründe liegen auf der Hand: Die Leute verspüren immer weniger Lust, sich parteipolitisch zu binden. Und sie sind heute weniger bereit als früher, quasi um Gotteslohn die immer komplexere Arbeit für andere zu machen, um dann oft nur Hohn und Spott zu ernten.

Hoher Rücklauf 

«Zwei Drittel der Gemeinden haben Mühe, ihre Exekutiven zu besetzen», weiss Urs Meuli vom Soziologischen Institut der Universität Zürich. Zusammen mit dem Politologen Andreas Ladner arbeitet er an einer Studie, die demnächst veröffentlicht wird.

Basis ist eine Umfrage, die das Soziologische Institut der Universität Zürich, das Kompetenzzentrum für Public Management der Universität Bern und das Institut des hautes études en administration publiques der Universität Lausanne im Rahmen eines vom Nationalfonds finanzierten Projekts im Herbst 2008 bei allen Exekutivmitgliedern der Schweiz schriftlich durchgeführt haben. 

Der Rücklauf war sehr hoch. «Nicht weniger als 57 Prozent der angeschriebenen Gemeinde- und Stadträte haben an der Befragung teilgenommen», freut sich Meuli.

Präzises Bild der Zentralschweiz

Für die «Zentralschweiz am Sonntag» gibt Meuli nun erstmals konkreten Einblick in die Zahlen. Sie geben einen vertieften Einblick in die Situation in der Zentralschweiz. Aus den sechs Kantonen haben insgesamt 562 Amtsträger auf die Fragen geantwortet.

Der so gewonnene präzise Einblick in die Verhältnisse der Zentralschweiz bringt überraschende Ergebnisse zutage und zeigt, dass die Situation in einigen Kantonen zum Teil stark von der gesamtschweizerischen Entwicklung abweicht. Konkret: 

• Parteizugehörigkeit: Gesamtschweizerisch gehören nur noch etwas mehr als die Hälfte aller Exekutivmitglieder einer Partei an (55 Prozent). In Luzern, Nidwalden und Zug ist das komplett anders. In Luzern sind 93,4 Prozent, in Nidwalden 93,8 Prozent und in Zug satte 97,6 Prozent als Vertreter einer Partei in die Exekutiven gewählt worden. 

Vor allem Zug lässt die Forscher staunen. Hier seien in verschiedenen Gemeinden Interessengemeinschaften zu verschiedensten Themen gegründet worden, deren Personal dann durch etablierte Parteien – aber auch durch die Grünen – mit der Zeit aufgenommen wurden, erklärt Meuli das Zuger Phänomen. Gerade was die Parteizugehörigkeit betreffe, lasse sich, so Meuli, sagen: «Luzern und Zug sind anders.»

• Zeitaufwand/Entschädigung:«Anders» sind die beiden «städtischen» Kantone aber auch sonst. Mit 14,5 (Luzern) und gar 15,4 (Zug) Stunden Aufwand pro Woche arbeiten die Exekutivmitglieder deutlich mehr als in den anderen Zentralschweizer Kantonen. Sie sind mit 30 238 (Luzern) und 36 036 (Zug) Franken Jahresentschädigung aber auch deutlich besser gehalten als anderswo.

Hier zeigt sich nicht zuletzt das «Luzerner Modell», das bezahlte Teilzeitämter anbietet und so dafür sorgt, dass das Milizamt im Teilzeitpensum wie ein Nebenberuf ausgeübt werden kann. Für Politologe Ladner ist das Luzerner Modell denn auch ein Weg, den andere Gemeinden prüfen sollten, um ihr Personal weiterhin rekrutieren zu können (siehe Interview unten).

• Alter: Die Mehrzahl der Gemeinderäte ist zwischen 35 und 64 Jahre alt, wobei hier wiederum Luzern und Zug vom schweizerischen Durchschnitt besonders stark abweichen. In Luzern sind nämlich über 30 Prozent mehr als 55 Jahre alt, und in Zug sind es sogar fast 37 Prozent, während der Schweizer Durchschnitt sich auf lediglich 26,5 Prozent beläuft. 

Tiefer ist allerdings die Zahl der über 65-Jährigen, die in der Zentralschweiz noch in einem Amt sind (Zug: 2,4 Prozent, Luzern: 1,8 Prozent, Schwyz: 1,5 Prozent, Nidwalden: 4,1 Prozent; ganze Schweiz: 5,7 Prozent). Das heisst aber auch: Die Hoffnung, vakante Gemeindeämter würden zunehmend durch rüstige ältere Mitbürger ausgefüllt, löst sich in Luft auf. «Wer aus dem Berufsleben scheidet, will auch mit der Politik nichts mehr zu tun haben», interpretiert Meuli die Zahlen.

• Bildung: Insgesamt verfügen die Zentralschweizer Gemeinderäte über einen hohen Bildungsstand, wobei der Akademikeranteil in Zug und Luzern höher ist als in den «Landkantonen». In Uri (39,7 Prozent), Nidwalden (36,7) oder Zug (39,0) hat die Berufsausbildung einen hohen Stellenwert. Insgesamt verfügen fast 40 Prozent über eine tertiäre Ausbildung.

• Frauenanteil:Bestätigt werden schliesslich all jene, die davon ausgingen, dass Frauen in den Ämtern der Zentralschweiz dünn gesät sind. In Schwyz (19,8 Prozent) und Nidwalden (20,4 Prozent) wird jedenfalls nicht einmal der schweizerische Durchschnitt von knapp 23 Prozent erreicht. Auch hier heben sich Luzern (31,0) und Zug (26,8), aber auch Obwalden (32,1) und Uri (25,0) ab.

Express: 

Die Gemeinderäte in der Schweiz sind sehr unterschiedlich zusammengesetzt. 

Eine Studie verschiedener Universitäten hat nun diese Unterschiede untersucht. 

Luzern sei dabei ein beispielhaftes Modell, sagen die Studienverfasser. 

Mangel an Gemeinderäten 

«Stimm- und Wahlrecht für Ausländer ist prüfenswert» 

Jürg Auf der Maur 

Der Lausanner Politologe Andreas Ladner ist Mitverfasser der Studie zur Befindlichkeit der Gemeinderäte. Er hält das «Luzerner Modell» für beispielhaft. Wir fragten, weshalb.

Andreas Ladner, Sie arbeiten an einer Studie über die Schweizer Gemeinderäte. Ihr Fazit?

Andreas Ladner: Wir haben in der Schweiz nicht nur viele Gemeinderäte und Gemeinderätinnen, wir brauchen diese auch. Es ist positiv, dass sich so viele Leute für das Gemeinwesen engagieren. Es ist eine mehr als verdienstvolle Aufgabe, wir sollten zu diesen Leuten Sorge tragen. Die wenigsten machen das, um sich zu bereichern oder ihren Machtwillen oder ihr Bedürfnis nach Macht auszuleben.

Trotzdem haben immer mehr Gemeinden Mühe, die Ämter zu besetzen.

Ladner: Die Lage ist nicht mehr so komfortabel wie früher, das stimmt. Vieles funktioniert heute anders. So spielen auch die Parteien heute auf Gemeindeebene nicht mehr die gleiche Rolle wie früher, und es ist ein Problem, dass man viele überreden muss und man nicht immer die Topleute findet, die man haben möchte.

Die Adligenswiler Gemeindepräsidentin Ursi Burkart-Merz sagt, dass zur Wiederwahl Beliebtheit wichtiger als Kompetenz sei.

Ladner: Ich denke nicht, dass Gemeinderäte den Leuten nach dem Mund reden müssen. Wer sich engagiert, wird auch gewählt.

Das Milizsystem ist noch nicht am Ende?

Ladner: Klar hat man da und dort Mühe, genügend Leute zu finden. Aber es gibt keine Alternative. Wir können unsere Gemeinden nicht einfach professionell verwalten lassen. Es sind zu viele und zu kleine Gemeinden. Wir werden unser System beibehalten müssen, aber nicht mehr im gleichen Ausmass wie heute.

Das heisst konkret?

Ladner: Wir müssen uns auf das konzentrieren, was wir mit den vorhandenen Ressourcen tun können. Das heisst, dass vielleicht zwei, drei kleinere Gemeinden ihre Verwaltungen zusammenlegen müssen oder, was noch häufiger vorkommt, dass sie fusionieren. Möglich ist auch, dass die Zahl der Gemeinderäte auf fünf oder sogar auf drei reduziert wird. Das Gleiche gilt für die Kommissionen. Das könnte ein erster Schritt sein. 

Und der zweite Schritt?

Ladner: Die Gemeinden müssen versuchen, ihre Ämter attraktiver zu machen. Das Luzerner Modell ist aus meiner Sicht etwas, das sich auch andere Gemeinden überlegen sollten. Im Kanton Luzern haben viele Gemeinden Teilämter geschaffen. Hier hat man weniger Mühe, Leute zu finden, und es sind zudem auch überdurchschnittlich viele Frauen. Von der Gemeinde für seine Arbeit 20 Prozent angestellt zu sein, hat einen ganz anderen Charakter als reine Freiwilligkeit. Ich denke, so könnte ein Amt attraktiver gemacht werden.

Was erstaunt Sie mit Blick auf die Situation in der Zentralschweiz am meisten?

Ladner: Insgesamt sind die Frauen noch immer stark untervertreten, und auch die jungen und die älteren Segmente fehlen. Das erstaunt. Es heisst nichts anderes, als dass wer aus dem Berufsleben scheidet, sich auch aus der Politik zurückzieht. Und es ist eine Tatsache, dass in der Schweiz insgesamt viele von einem Gemeindeamt ausgeschlossen sind, weil ihnen der rote Pass fehlt.

Sie möchten das Stimm- und Wahlrecht für Ausländer auf Gemeindestufe?

Ladner: Sagen wir es so. In jenen Gemeinden, die das aktive und auch das passive Wahlrecht für niedergelassene Ausländer kennen, hat das nicht zu fundamentalen Umwälzungen geführt. Das Potenzial, Leute zu finden, wäre aber grösser. Deshalb denke ich, dass dieser Vorschlag prüfenswert ist.

«Wir können unsere Gemeinden nicht einfach professionell verwalten lassen.» 

